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Bitte immer angeben!

Sehr geeh

Ihr Antrag dem Landestransparenzgesetz (LTranspG) wird abge­
wiesen.

Sie haben keinen Anspruch auf den Informationszugang zu den Aufgaben und Lösun­
gen des Deutschen Internationalen Abiturs (KMK-Region 11) der Jahre 2020 und 2021 
im Fach Englisch. Die von Ihnen erbetenen Abiturprüfungsaufgaben und dazugehöri­
gen Lösungen werden im hiesigen Ministerium für Bildung nicht vorgehalten.

Nach § 18 des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 11.06.2015 („Deutsches 
Internationales Abitur - Ordnung zur Erlangung der Allgemeinen Hochschulreife an 
Deutschen Schulen im Ausland) werden die Aufgaben für die schriftliche Prüfung zent­
ral, regional oder von der Einzelschule gestellt. Die Vorgaben dazu macht der Bund- 
Länder-Ausschuss für schulische Arbeit im Ausland. Danach werden die Abituraufga­
ben der Deutschen Schulen im Ausland von den Lehrkräften der Schulen einer der 
sechzehn Regionen (KMK-Region) gemeinsam entworfen und über die IT-Plattform des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern der bzw. dem jeweils Beauftragten der KMK zur Ge­
nehmigung vorgelegt. Sie werden folglich gänzlich anders als die Abiturprüfungsaufga­
ben der Länder in Deutschland erarbeitet.

Die dezentral gestellten Aufgaben sind lediglich auf der IT-Plattform des Landes Meck­
lenburg-Vorpommern sowie in den jeweiligen Schulen verfügbar. Sie haben jedoch 
nach meiner Auffassung voraussichtlich weder gegenüber den Schulen einen Anspruch



auf Zugang zu den Abiturprüfungsaufgaben noch auf einen Zugriff auf die IT-Plattform 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern.

Denn dem stehen die in Rheinland-Pfalz in § 14 Abs. 1 Nr. 9 LTranspG genannten 
„öffentlichen Belange" entgegen. Danach soll ein Antrag auf Informationszugang abge­
lehnt werden, soweit und solange durch die Bekanntgabe von Informationen ein Ver­
fahren zur Leistungsbeurteilung und Prüfung beeinträchtigt würde. Nach der Gesetzes­
begründung (vgl. LT-Drs. 16/5173 Sa. 45) sollen durch die Vorschrift laufende Prüfungs­
verfahren geschützt werden, indem verhindert werden soll, dass die Durchführung von 
Prüfungen durch eine vorherige Veröffentlichung der Prüfungsaufgaben beeinträchtigt 
wird. Die Verwaltungsvorschrift zum Landestransparenzgesetz (VV-LTranspG) vom 
24.11.2017 führt hierzu aus:

„Nummer 9 enthält einen Schutztatbestand für Prüfungsverfahren und Leistungsbe­
urteilungen. Es soll verhindert werden, dass die Durchführung von Prüfungen und 
Leitungsfeststellungen durch eine vorherige Veröffentlichung der Prüfungsaufgaben 
und Prüfungslösungen beeinträchtigt wird. Dieser Schutz ist zeitlich nicht auf die 
Durchführung einer konkreten Prüfung oder Leistungsfeststellung begrenzt. Prü­
fungsaufgaben werden vielfach zur mehrfachen Nutzung, insbesondere auch im 
Rahmen von Prüfungsverbänden, innerhalb derer die Aufgaben untereinander aus­
getauscht werden, erstellt. Nummer 9 schützt das gesamte Verfahren, in dem eine 
Aufgabe zu Prüfungs- oder sonstigen Leistungsfeststellungszwecken Verwendung 
finden soll. Erst wenn sicher feststeht, dass eine Aufgabe für den vorbezeichneten 
Zweck nicht mehr eingesetzt werden soll, kann ein Informationsanspruch nach dem 
Landestransparenzgesetz Platz greifen.“

Auch nach dem Einsatz der Abiturprüfungsaufgaben an Deutschen Schulen im Ausland 
unterliegen diese der Geheimhaltung. Folglich gehe ich davon aus, dass die Schulen 
Ihr Anliegen ablehnen werden.

Weiter steht Ihrem Anliegen auch § 16 Abs. 1 Nr. 1 LTranspG entgegen. Danach ist der 
Antrag auf Informationszugang abzulehnen, soweit Rechte am geistigen Eigentum oder 
an Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen verletzt würden. Dies ist der Fall, da die Auf­
gaben urheberrechtlich geschützt sind. Die Rechteinhaber insbesondere externer Quel­
len müssen laut Urheberrechtsgesetz vor einer Weitergabe an Dritte zustimmen. Sofern
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hierfür Kosten anfallen, würden diese Ihnen in Rechnung gestellt. Die Verwendung ex­
terner Quellen für reine Prüfungszwecke ist hingegen frei. Für die Einräumung - aus­
schließlich eigener - Nutzungsrechte erheben wir im Regelfall ein Entgelt von 100 EUR 
je Aufgabe. Die Vervielfältigungsrechte oder sonstige Urheberrechte für verwendete 
Fremdtexte, Abbildungen, etc. liegen jedoch nicht bei uns und müssen von Ihnen direkt 
bei den externen Rechteinhabern eingeholt werden. Hintergrund hierfür ist, dass der 
Zweck der Veröffentlichung in Deutschland, Prüflinge bei der Abiturvorbereitung bei 
zentraler Erstellung von Abituraufgaben zu unterstützen, für die Deutschen Schulen im 
Ausland entfällt, da diese Abituraufgaben regional abgestimmt aus dem prüfungsvorbe­
reitenden Unterricht der Schulen erwachsen.

Kosten gemäß § 24 LTranspG werden vorliegend nicht erhoben.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider­
spruch beim Ministerium für Bildung, Mittlere Bleiche 61, 55116 Mainz schriftlich, in 
elektronischer Form nach § 3 a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes oder zur 
Niederschrift erhoben werden.
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Von:

An:

Gesendet am: 

Betreff:

Poststelle (BM und MWG) <poststelle@mwg.rlp.de>

Aufgaben des Deutschen Internationalen Abitur

Antrag nach dem LTranspG, VIG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bitte senden Sie mir Folgendes zu:

die Aufgaben und Lösungen des Deutschen Internationalen Abiturs (KMK-Region 11) der Jahre 2020 und 
2021 im Fach Englisch

Dies ist ein Antrag auf Auskunft bzw. Einsicht nach § 2 Abs. 2 Landestransparenzgesetz (LTranspG) bzw. 
nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation 
(VIG), soweit Verbraucherinformationen nach § 2 Abs. 1 VIG betroffen sind.

Sollte diese Anfrage wider Erwarten keine einfache Anfrage sein, bitte ich Sie darum, mich vorab über den 
voraussichtlichen Verwaltungsaufwand sowie die voraussichtlichen Kosten für die Akteneinsicht bzw. 
Aktenauskunft zu informieren. Soweit Verbraucherinformationen betroffen sind, bitte ich Sie zu prüfen, ob 
Sie mir die erbetene Akteneinsicht bzw. Aktenauskunft nach § 7 Abs. 1 Satz 2 VIG auf elektronischem 
Wege kostenfrei gewähren können.

Mit Verweis auf § 12 Abs. 3 Satz 1 LTranspG möchte ich Sie bitten, unverzüglich über den Antrag zu 
entscheiden. Soweit Umwelt- oder Verbraucherinformationen betroffen sind, verweise ich auf § 12 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 LTranspG bzw. § 5 Abs. 2 VIG und bitte Sie, mir die erbetenen Informationen baldmöglichst, 
spätestens bis zum Ablauf eines Monats nach Antragszugang zugänglich zu machen.

Sollten Sie für diesen Antrag nicht zuständig sein, bitte ich Sie, ihn an die zuständige Behörde 
weiterzuleiten und mich darüber zu unterrichten. Ich widerspreche ausdrücklich der Weitergabe meiner 
Daten an Dritte.

Ich bitte Sie um eine Antwort in elektronischer Form (E-Mail) und möchte Sie um eine 
Empfangsbestätigung bitten. Vielen Dank für Ihre Mühe!

Mit freundlichen Grüßen

AnfragenH 
Antwort an

Laden Sie große Dateien zu dj 
https://fragdenstaat.de/anfragt
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Rechtshinweis: Diese E-Mail wurde über den Webservice fragdenstaat.de versendet. Antworten werden 
ggf. im Auftrag der Antragstellenden auf dem Internet-Portal veröffentlicht.
Falls Sie Fragen dazu haben oder eine Idee, was für eine Anfrage bei Ihnen im Haus notwendig wäre, 
besuchen Sie:
https://fragdenstaat.de/fuer-behoerden/
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